
Präsidentin Barbara Stamm:  Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 a und 3 b zur ge­

meinsamen Beratung auf:

Gesetzentwurf der Abg. Margarete Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u. a. und 

Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

eines Gesetzes zur Sicherung der Versammlungsfreiheit 

(Versammlungsfreiheitsgesetz) (Drs. 16/1156) 

- Erste Lesung -

und

Gesetzentwurf der Abg.

Thomas Hacker, Dr. Andreas Fischer, Jörg Rohde u. a. (FDP),

Georg Schmid, Thomas Kreuzer, Petra Guttenberger u. a. (CSU)

zur Änderung des Bayerischen Versammlungsgesetzes (Drs. 16/1270) 

- Erste Lesung -

Der Gesetzentwurf der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN wird von Frau Kol

legin Stahl begründet. Da von der CSU­ und der FDP­Fraktion auf eine Begründung 

verzichtet wurde, darf ich beiden Fraktionen zu Beginn der verbundenen Aussprache 

das Wort erteilen.

Zur Begründung spricht jetzt Frau Kollegin Stahl.

Christine Stahl (GRÜNE):  Frau Präsidentin, meine Herren und Damen! Es ist Zeit für 

einen kompletten Neuanfang. Es ist Zeit für ein Versammlungsfreiheitsgesetz, das den 

Namen tatsächlich verdient.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Nach der Föderalismusreform hätte der Landtag der letzten Legislaturperiode die Chan­

ce gehabt, das alte Versammlungsgesetz des Bundes komplett zu reformieren. Es war 

sperrig geworden. Man hat versucht, Gerichtsurteile, die im Laufe der Zeit ergangen 

waren, einzubauen. Man hat versucht, den Urteilen gerecht zu werden. Auf der anderen 
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Seite hat man ergangene Gerichtsurteile vergessen oder außen vor gelassen. Das Ge­

setz war schwer lesbar. Es war in vielen Teilen nicht mehr zeitgemäß.

Wir haben deshalb bereits in der letzten Legislaturperiode einen Entwurf für ein neues 

Gesetz eingebracht, das sich ausschließlich darauf bezog, die Versammlungsfreiheit zu 

schützen. Es war ein Gesetzentwurf, der von dem Grundrecht ausgeht, dass sich Bürger 

jederzeit und überall im öffentlichen Raum ohne Waffen friedlich versammeln dürfen. Wir 

haben die Chance genutzt, ein entschlacktes, modernes Landesgesetz auf den Weg zu 

bringen, das den Anforderungen, die aus dem Gesetzesvorbehalt stammen, gerecht 

wird.

Wir haben weggelassen, was in anderen Gesetzen zu regeln ist. Fragen, die Straftaten 

betreffen, werden in der StPO und im Strafgesetzbuch geregelt. Aufgaben und Befug­

nisse der Polizei, wie sie in diesem Gesetz zum Beispiel in Artikel 9 genannt werden, 

sind Sache des Polizeiaufgabengesetzes. Fragen von Sicherheit und Ordnung müssen 

im Landesstraf­ und Verordnungsgesetz oder in kommunalen Satzungen, die es bei 

Sondernutzungen in vielfältiger Weise gibt, geregelt werden.

Was unbedingt geregelt werden muss, haben wir geregelt. Der Rest hat nichts in einem 

Versammlungsgesetz verloren; das ist tatsächlich Aufgabe anderer rechtlicher Rege­

lungen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Hier liegt der wesentliche Unterschied zu dem alten Gesetz der Staatsregierung und 

auch zu dem jetzt vorliegenden Gesetzentwurf der CSU/FDP­Koalition.

Straftaten verhindern oder verfolgen ist das eine, die Versammlungsfreiheit zu garan­

tieren aber etwas anderes. Gegen jeden guten Rat hat die CSU im Sommer letzten 

Jahres das Versammlungsgesetz auf Biegen oder Brechen verabschiedet.

Ich möchte, weil es für unsere eigene Seelenhygiene unbedingt notwendig ist, ein paar 

Zitate Revue passieren lassen, die Herr Herrmann von sich gegeben hat. Wir sind zwar 
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nicht nachtragend, aber die Vorwürfe waren in Teilen ­ das muss ich feststellen ­ wirklich 

bodenlos.

Einmal ist es die Behauptung, die im Plenum am 16./17. Juli letzten Jahres aufgestellt 

wurde ­ die muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen ­, das Gesetz stehe 

auf verfassungsrechtlich sicherem Fundament. ­ Sie nicken. Aber das zeigt mir, dass 

Sie noch nicht ganz verstanden haben, was das Verfassungsgericht von Ihnen erwartet.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir mussten uns als niveaulos beschimpfen lassen. Wir mussten uns sagen lassen, wir 

täuschten mit dem, was wir erzählen, die Öffentlichkeit. Sie haben für sich natürlich in 

Anspruch genommen, dass in Ihrem Gesetz alles richtig ist. Weiter haben Sie behauptet, 

mit diesem Gesetzentwurf, der vom Verfassungsgericht mit der einstweiligen Anordnung 

zusammengestaucht worden ist, verträten Sie die Mehrheit in Bayern.

Es gibt noch eine Reihe wirklich wunderbarer weiterer Äußerungen solcher Art. Sie 

haben es absurd genannt, wie wir die Angelegenheit betrachteten. Sie haben unseren 

Gesetzentwurf und die Debatte dazu ­ hauptsächlich die Debatte ­ "offensichtlichen 

Unfug" genannt.

Mir tut es wohl ­ ich weiß nicht, wie es den Kollegen der übrigen Opposition geht ­, das 

alles Revue passieren zu lassen und feststellen zu können, dass wir recht behalten 

haben und Sie falsch lagen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Quittung haben Sie bekommen. Wegen dieser Entscheidung und nicht etwa, weil es 

der Koalitionsvertrag vorsieht, haben Sie diesen Gesetzentwurf auf den Weg gebracht. 

Ich bin überzeugt: Wenn ich hinter die Kulissen hätte blicken können, hätte ich sagen 

können, dass die CSU bis zu dieser Entscheidung nicht besonders beweglich war; da 

bin ich sicher. Deswegen werden Herr Dr. Fischer und die FDP-Fraktion wohl sehr           

glücklich über die Entscheidung des Verfassungsgerichts gewesen sein.
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Ihnen bleibt letztendlich nichts anderes übrig, als ein neues Gesetz auf den Weg zu 

bringen.

Was ich absolut bedauerlich finde ist, dass Sie keinen wirklichen Neuanfang gewagt 

haben, sondern am bestehenden Gesetz, wie ich meine, herumstöpseln. Die Änderun­

gen, die Sie vornehmen wollen, begrüßen wir zwar ­ das bitte ich nicht falsch zu 

verstehen ­, aber letztendlich machen Sie nichts anderes als eine Bestandssicherung. 

Sie wollen einen Bestand sichern, den wir im Bundesrecht bisher als Bürger zugesichert 

bekommen haben.

Was bei Ihnen komplett fehlt, ist die Anpassung an moderne Erfordernisse.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Herrmann hat im Plenum im Juli vergangenen Jahres selber gesagt, dass eine 

Anpassung an die anspruchsvolle Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts er­

folgen müsse. Ich gehe davon aus: Natürlich hat er damals damit seinen eigenen 

Gesetzentwurf gemeint. Aber dieser entspricht nicht den differenzierten Ausführungen 

des Bundesverfassungsgerichts und den vormaligen Urteilen. Schon aus diesem Grund 

hätte ein neues Versammlungsgesetz auf den Weg gebracht werden müssen, nicht 

eines mit den enormen Verschärfungen, die Sie dann beschlossen haben.

Nach unserer Auffassung hat trotz der schönen neuen Änderungen aber auch dieses 

Gesetz seine Mängel. Wir werden sie im Ausschuss dann, denke ich, im Detail disku­

tieren können. Das ist hier in der Kürze der Zeit leider nicht möglich. Ich fordere Sie 

allerdings auch auf, alle die Organisationen und Gruppen anzuhören, bevor wir das im 

Ausschuss diskutieren, gerade auch die Gewerkschaften, und sie zu befragen, was sie 

zu dem neuen Entwurf sagen. Eine Pressemitteilung von Verdi hatten wir zwar, aber die 

kann uns nicht genügen, denn der Teufel steckt im Detail. In den letzten Monaten mus­

sten wir bei den Tarifauseinandersetzungen erfahren, dass gerade die Gewerkschaften 

vom neuen Versammlungsrecht massiv betroffen waren.
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Wir werden uns sicherlich noch um die weiteren Artikel in diesem Gesetz raufen. Wir 

sind der Meinung: Es braucht einen Neuanfang. Deshalb haben wir unseren Gesetz­

entwurf auf den Weg gebracht. Wir freuen uns auf die entsprechende Debatte, denn der 

jetzt vorliegende Gesetzentwurf ist wirklich nicht das, was wir uns für ein freies Bürger­

recht wünschen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm:  Vielen Dank, Frau Kollegin. Jetzt darf ich für die FDP­

Fraktion Herrn Kollegen Dr. Fischer bitten. Bitte schön, Herr Kollege.

Dr. Andreas Fischer (FDP):  Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Kol­

leginnen und Kollegen! Ohne Versammlungen gäbe es keine deutsche Einheit. Die 

Montagsdemonstrationen sind der beste Beleg dafür. Die Versammlungsfreiheit ist eines 

der wichtigsten Grundrechte in Deutschland. Sie ist ein Bürgerrecht. Die Messlatte für 

uns war, ein Recht für die Bürger wiederherzustellen. Wir haben mit der Reform des 

Versammlungsrechts unsere Wahlversprechen eingelöst und die Koalitionsvereinba­

rung umgesetzt. Ja, Frau Stahl, ich muss sagen: Wir sind glücklich über die Entschei­

dung des Bundesverfassungsgerichts, aber ich sage auch: Wir sind weit über diese 

Entscheidung hinausgegangen.

Das Bundesverfassungsgericht hat fünf Bußgeldvorschriften und eine Vorschrift im Text 

beanstandet. Wir haben 14 Regelungen gestrichen und 30 Regelungen geändert. Wir

haben keine kosmetischen Korrekturen vorgenommen; wir haben dieses Gesetz gene­

ralüberholt.

(Beifall des Abgeordneten Tobias Thalhammer (FDP))

Bayern wird liberaler, und das Bayerische Versammlungsgesetz wird bürgerfreundlicher, 

weil wir Vereinfachungen für die Veranstalter vornehmen. Das möchte ich mit einigen 

Beispielen belegen. Die Anzeigefrist ist von 72 Stunden wieder auf zwei Werktage zu

rückgeführt worden. Sie beträgt jetzt also im Regelfall zwei Tage. Die Anzeige kann auch 

Protokollauszug
21. Plenum, 12.05.2009 Bayerischer Landtag ­ 16. Wahlperiode 5 

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000100.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000376.html


telefonisch vorgenommen werden, und auch das ist eine große Vereinfachung für viele 

Versammlungsveranstalter. Ganz entscheidend: Die Zahl der Angaben, die zu machen 

ist, ist von acht auf fünf reduziert worden. Sie beschränkt sich auf Zeit, Ort und Thema. 

Ich glaube, jeder, der eine Versammlung durchführen will, weiß hierüber Bescheid und 

hat kein Problem, diese Angaben zu machen. Sie fragen vielleicht: Wo ist der Leiter? 

Auch das ist eine Neuerung. Die Leiterpflicht ist entfallen.

Ein weiterer Punkt: Die Behörde ist nicht mehr nur diejenige, die etwas fordern kann, 

sondern die Behörde wird auch in die Pflicht genommen. Sie ist verpflichtet, Auflagen 

rechtzeitig vorzunehmen.

All diese Punkte, die ich hier anführe, stammen nicht aus der Feder des Bundesverfas­

sungsgerichts. Hierüber steht kein Wort in der Entscheidung. Sie sind die liberale 

Handschrift, die wir hier umsetzen.

(Beifall bei der FDP)

Bayern wird liberaler, und das Versammlungsgesetz wird bürgerfreundlicher, weil wir 

den Datenschutz wieder ernst nehmen. Videoaufnahmen sind nur noch offen möglich, 

Übersichtsaufzeichnungen nur noch bei konkreten Hinweisen auf eine erhebliche Ge­

fahr. Es gibt kurze Löschungsfristen und eine Anonymisierungsregelung zugunsten 

unbeteiligter Dritter. Die Polizei muss Videoaufzeichnungen begründen. All das geht 

über das Versammlungsgesetz des Bundes hinaus. Es ist liberaler als das Versamm­

lungsgesetz des Bundes. Auch das muss hier betont werden.

Bayern wird liberaler, und das Versammlungsgesetz wird bürgerfreundlicher, weil wir 

unbestimmte Rechtsbegriffe herausgestrichen haben wie den "Eindruck von Gewaltbe­

reitschaft" aus dem Militanzverbot.

Bayern wird liberaler, und das Versammlungsgesetz wird bürgerfreundlicher, weil wir 

sieben Straftaten und Ordnungswidrigkeiten­Tatbestände abgeschafft und vier weitere 

Straftaten zu Ordnungswidrigkeiten herabgestuft haben.
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Ich fasse zusammen: Dieses Gesetz hat Vorbildcharakter für die anderen Bundesländer. 

Mit diesem Gesetz ist Bayern nicht nur Spitzenreiter bei der inneren Sicherheit, mit die­

sem Gesetz ist Bayern auch Spitzenreiter bei den Bürgerrechten in Deutschland.

(Beifall bei der FDP)

Gestatten Sie mir noch ein paar Worte zum Gesetzentwurf der GRÜNEN. ­ Ich muss 

sagen: Die GRÜNEN haben mit diesem Gesetzentwurf unter Beweis gestellt, dass sie 

das Augenmaß nicht besitzen, eine Regelung zu treffen, die die innere Sicherheit und 

die Bürgerrechte gleichermaßen berücksichtigt. Ich möchte als Beispiel dafür nennen, 

dass im Entwurf der Grünen steht, dass keine Versammlung mehr angemeldet werden 

kann. Keine Versammlung ­ das heißt, auch keine Großveranstaltung. Es kommt noch 

besser: Nach dem Gesetzentwurf der GRÜNEN können Versammlungen auch auf dem 

Grund Privater, der öffentlich zugänglich ist, durchgeführt werden. Was bedeutet das 

konkret? Es bedeutet konkret: Wenn 1.000 NPD­Anhänger vor der Allianz­Arena de­

monstrieren wollen, dann haben sie das Recht dazu. Wenn Franz Beckenbauer kommt 

und sagt, das passe ihm nicht, kann er die Demonstration nicht verhindern, wenn sie 

sagen: Nein, uns gefällt es hier. Ich muss sagen: Dieser Gesetzentwurf ist genauso ein­

seitig wie das alte Gesetz. Das, was vorher zu viel Regulierung war, ist hier das 

Gegenteil, nämlich überhaupt keine Regulierung mehr. Das entspricht nicht unserem 

Verständnis.

Wir haben mit unserem Entwurf gezeigt, wie man einen vernünftigen Ausgleich zwischen 

innerer Sicherheit und bürgerlichen Freiheiten erreichen kann. Deswegen stimmt die 

FDP­Fraktion dem gemeinsamen Entwurf der Regierungsfraktionen zu.

(Beifall bei der FDP)

Präsidentin Barbara Stamm:  Vielen Dank. Nächste Wortmeldung: Frau Kollegin Gut­

tenberger. ­ Bitte schön, Frau Kollegin.
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Petra Guttenberger (CSU):  Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Unser Bayerisches Versammlungsgesetz ist ein gemeinsamer Entwurf. 

Er setzt sowohl die Koalitionsvereinbarung als auch die einstweilige Anordnung des 

Bundesverfassungsgerichts um. Ausdrücklich lobe ich das konstruktive Verhandlungs­

klima, in dem sich die beiden Fraktionen befunden haben. Ich verhehle aber nicht, dass 

es nicht nur friedliche und einträchtige Montagsdemonstrationen gibt, sondern ich sage, 

dass es auch eine Vielzahl anderer Demonstrationen gibt, wie zum Beispiel die vom 

1. Mai in Berlin oder die Aufmärsche in Gräfenberg. Ich sage auch ganz unumwunden:

Ein Versammlungsgesetz muss immer ein ausgewogenes Verhältnis schaffen zwischen 

den Rechten, die die Verfassung auf der einen Seite garantiert, und den Maßnahmen, 

die auf der anderen Seite notwendig sind, um die innere Sicherheit in Bayern zu ge­

währleisten. Bayern ist ein sicheres Land, und es ist Marktführer im Bereich der Sicher­

heit. Wir wollen, dass das so bleibt. Wir haben die wenigsten Straftaten pro Einwohner 

und die höchste Aufklärungsquote. In diesem Zusammenhang danke ich der Polizei sehr 

herzlich.

Im vorliegenden Änderungsentwurf ist es uns auch gelungen sicherzustellen, dass we­

sentliche Teile erhalten geblieben sind, die für uns unverzichtbar waren.

(Beifall bei der CSU)

Für uns ist es nämlich wichtig, dass wir ein klares Bekenntnis für die innere Sicherheit 

nach außen abgeben und dass wir den Polizistinnen und Polizisten, die draußen vor Ort 

im Einsatz sind und sich inzwischen mit einer bisher nie dagewesenen Aggressivität in 

Veranstaltungen wie der zum 1. Mai konfrontiert sehen, die Möglichkeiten verschaffen,

dass sie für Recht und Ordnung ­ dieser Begriff ist für uns absolut positiv besetzt ­ ein­

treten können. Wir sorgen dafür, dass dieses Instrument auch erhalten bleibt.

Für uns ist es auch wichtig, dass die Polizistinnen und Polizisten, die täglich für unsere 

Bürgerinnen und Bürger im Einsatz sind, wissen, dass die politisch Verantwortlichen 

ihnen Rückendeckung geben. Auch dafür muss ein solches Gesetz die Basis sein.

Protokollauszug
21. Plenum, 12.05.2009 Bayerischer Landtag ­ 16. Wahlperiode 8 

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000214.html


Ich sage auch, dass Sicherheit für uns nicht Selbstzweck ist. Sicherheit, das ist ein Stück 

Lebensqualität, das die Basis für das Leben, wie wir es in Bayern kennen, in einem 

großen Miteinander erst ermöglicht. Es ist ein wichtiger Standortfaktor.

Wir wollen keine Situationen wie den 1. Mai in Berlin, und wir wollen auch, dass dies so

bleibt. Deswegen war es für uns von ganz besonderer Wichtigkeit, dass wesentliche 

Punkte auch in enger und nicht ganz einfacher Diskussion mit dem Koalitionspartner 

erhalten haben, zum Beispiel das Betretungsrecht für die Polizei, die Möglichkeit, an 

einer Versammlung teilzunehmen. Hierfür haben wir eine Rechtsgrundlage geschaffen. 

Ein anderes Thema war das Militanzverbot. Uns war es wichtig, dass durch Orte wie 

Gräfenberg nicht paramilitärisch gekleidete Horden laufen.

Diesen Bereich haben wir mit dem Militanzverbot nach wie vor gesichert. Dieses Recht 

ist zwar nicht mehr mit Bußgeld zu bewehren, aber das Gesetz gibt den Verantwortlichen 

vor Ort die Möglichkeit, im Verwaltungszwangsverfahren bis hin zur Auflösung der Ver­

sammlung tätig zu werden. Außerdem haben wir die Rechte des Veranstalters gestärkt, 

indem wir eine Verpflichtung eingefügt haben, dass rechtzeitig über die Versammlung 

zu entscheiden ist, sodass das Ob und das Wie sowie die Form und die Möglichkeiten 

und die Auflagen rechtzeitig klar sind und damit auch ein gewisses, ausreichendes und 

wichtiges Stück Rechtssicherheit sowohl für den Veranstalter als auch natürlich für die­

jenigen besteht, die für die innere Sicherheit zu sorgen haben.

Wir gehen davon aus, dass dieses Gesetz eine Basis ist. Ich verhehle nicht, dass für 

mich noch viele Bereiche offen sind, die ich gerne gelöst hätte. Die CSU hätte sich mehr 

gewünscht.

(Zuruf der Abgeordneten Margarete Bause (GRÜNE))

Aber für eine Koalition ist das eine gute Basis, in deren Rahmen wir auch engmaschig 

überwachen werden, und zwar auch im Verein, wie sich die Angelegenheiten weiterent­

wickeln und wo wir gegebenenfalls wieder in die Diskussion treten müssen, wenn die 
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Punkte, die wir für sehr wichtig gehalten hatten, sich so auswirken, dass sie dringend 

einer Änderung bedürfen.

Wir halten es für eine gute Basis. Wir werden ihm auch zustimmen und gehen davon 

aus, dass wir damit in den nächsten Jahren im Bereich Versammlungsrecht die innere 

Sicherheit größtmöglich bewahren und gemeinsam gestalten können.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU und der FDP)

Präsidentin Barbara Stamm:  Vielen Dank, Frau Kollegin. ­ Jetzt hat Herr Kollege 

Schindler das Wort.

Franz Schindler (SPD):  Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Wir haben soeben erlebt, wie die Koalitionsparteien dasselbe Gesetz völlig unterschied­

lich interpretieren.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Herr Fischer spricht davon, dass es ein Ausbund an Liberalität sei wie noch kein anderes 

Versammlungsgesetz auf deutschem Boden. Frau Guttenberger beeilt sich zu sagen, 

dass es darum gehe, die innere Sicherheit aufrechtzuerhalten, und dass dies in dem 

Kompromiss natürlich auch gelungen sei. Nun, man wird sehen, was daraus wird.

Meine zweite Bemerkung, meine Damen und Herren, richtet sich an die GRÜNEN. Ich 

glaube, wir sollten schon zur Kenntnis nehmen, dass kein Versammlungsgesetz, nicht 

das von 1953, nicht das jetzt geltende, das jetzt geändert werden soll, und auch kein 

sonstiges die Versammlungsfreiheit garantiert, sondern dass es schon noch unsere 

Grundrechte sind,

(Beifall der Abgeordneten Christa Naaß (SPD) und Johanna Werner­Muggendorfer 

(SPD))

nämlich Artikel 8 des Grundgesetzes und Artikel 113 der Bayerischen Verfassung, die

dieses Grundrecht garantieren. Was wir dann als Gesetz daraus machen, ist zwar nicht 
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nachrangig, aber es ist so entscheidend nicht, gerade dann, wenn man sich die Recht­

sprechung des Bundesverfassungsgerichts der letzten Jahre zu Gemüte führt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich räume gerne ein, dass der breite Protest 

gegen das Bayerische Versammlungsgesetz Wirkung gezeigt hat ­ Gott sei Dank.

(Beifall der Abgeordneten Johanna Werner­Muggendorfer (SPD))

Hat die CSU noch vor einem Jahr gemeint, die vielen Warnungen von Verfassungs­

rechtlern, von Bürgerinnen und Bürgern, von Verbänden und Organisationen einfach so 

abtun zu können und auch auf diesem Gebiet "durchregieren" zu können, so wie sie es 

jahrzehntelang gewohnt war, so erleben wir jetzt, eine Landtagswahl und eine einstwei­

lige Anordnung des Bundesverfassungsgerichts später, dass sich etwas bewegt und 

dass dieses furchteinflößende obrigkeitsstaatliche Versammlungsgesetz geändert wer­

den soll.

Die CSU ist aber beileibe nicht aus freien Stücken zur Änderung ihrer Haltung gekom­

men, im Gegenteil: Noch am 17. Februar, genau an dem Tag, als das Bundesverfas

sungsgericht seine Eilentscheidung zum Bayerischen Versammlungsgesetz erlassen 

hat, hat der Innenminister hier im Plenum noch lauthals ausgeführt, dass er das Ver­

sammlungsgesetz selbstverständlich für verfassungsgemäß halte, und Anfang März hat 

er sich sogar zu der Aussage verstiegen, den Kritikern des Versammlungsgesetzes, 

namentlich SPD und GRÜNEN, gehe es eigentlich nicht um die Versammlungsfreiheit, 

sondern um Randale auf den Straßen.

Und nun, meine Damen und Herren, will die FDP ausweislich der Einladung zu einer ­ 

sehr schnell wieder abgesagten ­ Pressekonferenz den Bürgern die Bürgerrechte zu­

rückgeben. Da haben Sie aber den Mund etwas voll genommen, Herr Dr. Fischer.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

In der Einladung zur heutigen gemeinsamen Pressekonferenz habe ich darauf keinen 

Hinweis mehr gefunden, sondern jetzt geht es nur noch darum, das Versammlungsge­
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setz bürgerfreundlicher zu gestalten und ansonsten die innere Sicherheit aufrechtzuer­

halten.

Im Übrigen: Wenn Bürgerrechte zurückgegeben werden, drängt sich doch die Frage auf: 

Wer hat sie ihnen eigentlich weggenommen?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der GRÜNEN)

Wenn es die FDP schon nicht sagen darf, dann will ich es tun. Das war natürlich diese 

großmächtige CSU­Fraktion in der letzten Legislaturperiode, die ein Versammlungsge­

setz beschlossen hat, das den verfassungsrechtlichen Anforderungen nicht genügt hat.

Meine Damen und Herren, bei aller Freude darüber, dass sich etwas bewegt, muss ich 

doch Folgendes klarstellen: Der Gesetzentwurf der Koalition versucht, der Entscheidung 

des Bundesverfassungsgerichts gerecht zu werden. Dies gelingt aber nicht vollständig. 

Es werden einzelne Vorschriften geändert ­ Sie haben sie aufgezählt, ich habe nicht 

nachgezählt, ob es denn stimmt. Ansonsten, meine Damen und Herren, wird zurückge­

griffen auf Regelungen im Versammlungsgesetz des Bundes aus dem Jahr 1953. Ich 

gestehe ausdrücklich zu und habe dies hier mehrfach gesagt, auch als die FDP noch 

nicht im Landtag war, dass das Versammlungsgesetz 1953 kein Ausbund von Liberalität 

ist und dass es eigentlich nur zu verstehen und handhabbar geworden ist durch die 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. Wenn aber jetzt in vielen Bereichen 

zu den alten Regelungen zurückgekehrt wird, dann stellt sich doch die Frage: Warum 

hat man eigentlich ein eigenes Bayerisches Versammlungsgesetz machen müssen?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der GRÜNEN)

Warum eigentlich, wenn die eine Hälfte vom Bundesverfassungsgericht diktiert ist und 

die andere die Wiederholung dessen ist, was im Bundesversammlungsgesetz steht? 

Diese Frage muss erlaubt sein.
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Meine Damen und Herren, letzte Bemerkung: Das Argument, das immer wieder gekom­

men ist, dass es erst mit dem neuen Bayerischen Versammlungsgesetz möglich gewor­

den sei, rechtsextremistische Versammlungen zu verbieten, ist falsch

(Beifall der Abgeordneten Johanna Werner­Muggendorfer (SPD))

und wird durch die Praxis nicht belegt. Die Vorschrift in Artikel 15 Absatz 2 des Bayeri

schen Versammlungsgesetzes bringt gegenüber der entsprechenden Vorschrift im Bun­

desversammlungsgesetz im Zusammenspiel mit der Änderung des Volksverhetzungs­

paragrafen keinen erkennbaren Nutzen. Im Übrigen wäre es auf der Basis des 

Bundesversammlungsgesetzes auch möglich gewesen, sogenannte andere Orte neben 

der Holocaust­Gedenkstätte durch Landesgesetz zu bestimmen, was aber trotz eines 

Antrags der SPD­Fraktion nicht erfolgt ist. Das Versammlungsgesetz, meine Damen und 

Herren, behindert diejenigen, die gegen Rechtsextremisten demonstrieren, mehr als die 

Rechtsextremisten selbst.

Ich komme zum Ende, Frau Präsidentin. Als Fazit in der ersten Lesung bleibt, dass wir 

erkennen, dass sich etwas bewegt, dass allerdings die Grundarchitektur des Versamm­

lungsgesetzes nicht in Frage gestellt wird, weil es stimmt, was Frau Guttenberger gesagt 

hat. Und weil das so ist, können wir nicht empfehlen, die Beschwerden zum Bundes­

verfassungsgericht zurückzunehmen und diesem Gesetz jetzt zuzustimmen. Es wird 

wohl das Bundesverfassungsgericht auch über das geänderte Gesetz zu entscheiden 

haben, und dann werden wir sehen, dass Sie auch diesbezüglich in die Schranken ver­

wiesen werden. Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm:  Herr Kollege Schindler, bleiben Sie bitte am Mikrofon. 

Zu einer Zwischenbemerkung erteile ich Herrn Kollegen Dr. Fischer das Wort.

Dr. Andreas Fischer (FDP):  Herr Kollege Schindler, Sie haben gesagt: Wozu braucht 

es ein Bayerisches Versammlungsgesetz? Ich denke, Sie haben festgestellt, dass das 
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Bayerische Versammlungsgesetz in mehreren Punkten liberaler ist als das Bundesver­

sammlungsgesetz, das zu ändern ja auch die SPD im Deutschen Bundestag die Mög­

lichkeit gehabt hätte.

Sie haben weiter gesagt, die SPD sei der Meinung, dass die Verfassungsklage nicht 

zurückgenommen werden könne, weil noch nicht alle Punkte berücksichtigt seien. Ich 

habe allerdings keine konkreten Ausführungen darüber gehört, was noch beanstandet 

wird. Denn wenn Sie sich die einzelnen Punkte anschauen, die in der Klage aufgeführt 

sind, werden Sie feststellen, dass eigentlich alle Punkte ­ abgesehen von Randände­

rungen, die vielleicht irgendwo eine Rolle spielen ­ berücksichtigt sind. Im Wesentlichen 

sind die Punkte berücksichtigt. Deswegen frage ich Sie: Können Sie drei konkrete Punkte 

nennen, wo das Gesetz dem nicht entspricht?

(Zurufe von der SPD)

Wenn Sie dies behaupten, müssen Sie den Beweis antreten, warum dieses Gesetz ver­

fassungsrechtlich noch immer bedenklich sein sollte. Ich denke, es gibt keine Gründe.

(Beifall bei der FDP)

Franz Schindler (SPD):  Sehr geehrter Herr Dr. Fischer, die Redezeit hat mich daran

gehindert, das im Einzelnen auszuführen. Das können wir sicher im Ausschuss noch 

machen. Ich will nur Stichworte nennen und vorausschicken: Ich habe hier nicht die 

Beschwerdeführer zu vertreten. Das tun andere. Ich rede hier für die SPD­Landtags­

fraktion, und für sie stelle ich fest, dass weitere Änderungen, zum Beispiel zu Artikel 6

Absatz 2 des Versammlungsgesetzes - das betrifft das Mitführen von Waffen auf dem

Weg zu Versammlungen; was alles unter den Begriff "Waffen" fällt, ist Ihnen bekannt ­, 

dass Änderungen zu Artikel 12 des Versammlungsgesetzes - das betrifft Beschränkun

gen und Verbote von Versammlungen in geschlossenen Räumen ­ und dass Änderun­

gen zu Artikel 14 des Versammlungsgesetzes fehlen, wie wir sie mit unserem          

Änderungsantrag in der letzten Periode beantragt hatten, die aber von Ihnen nicht auf­

gegriffen worden sind.
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Im Übrigen bleibt jetzt am Schluss noch zu erwähnen, dass wir es für höchste Zeit halten, 

die Vorschriften über die Bannmeile, über den befriedeten Bezirk um den Landtag, auf­

zuheben. Wir haben noch Gelegenheit, dieses Thema im Ausschuss zu vertiefen. Auch 

das ist ein Grund, warum wir Ihrem Änderungsantrag nicht zustimmen können, denn Sie 

greifen dieses Thema nicht auf, was wir Ihnen in Form eines Änderungsantrags sicher 

ermöglichen werden.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm:  Ich erteile jetzt das Wort Herrn Kollegen Streibl. Bitte 

schön, Herr Kollege.

Florian Streibl (FW):  Sehr verehrte Frau Präsidentin, Herr Ministerpräsident, werte 

Kolleginnen und Kollegen! Die Versammlungsfreiheit ist ein grundlegendes Funktions­

element eines jeden freiheitlichen, rechtsstaatlichen und demokratischen Gemeinwe­

sens. Es ist ein konstitutives Element, das für jede Staatsordnung tragend ist. Es ist ein 

lebendiges Element der Demokratie, das den Kampf der Meinungen darstellt und auch 

die geistige Auseinandersetzung prägt. Das Bundesverfassungsgericht sagt hierzu, es 

ist ein Stück ursprüngliche, ungebändigte Demokratie. Das muss man sich auf der Zunge 

zergehen lassen: Eine Versammlung ist eine ungebändigte Demokratie, gerade in einem 

Staat, in dem auch das Verfassungsgericht dazu sagt, dass Formen der direkten De­

mokratie in unserem Grundgesetz nicht überschwänglich vorgesehen sind. Da bleibt 

eigentlich nur noch das Versammlungsrecht, das diese ungebändigte Demokratie er­

möglicht, das ermöglicht, dass Meinungsvielfalt auch auf der Straße stattfinden kann und 

der Bürger das Recht hat, seine Meinung auf der Straße frei und friedlich zu äußern.

Was haben wir nun? Wir haben zwei Vorlagen, eine von der CSU und der FDP, eine 

andere von den GRÜNEN. Beim Vorschlag der CSU und FDP wird im Grunde die neue­

ste Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts umgesetzt. Da hält man sich also 

dran, was dringend notwendig war; denn die alte Regelung hatte doch das Diktum, dass 

man sagen kann, die Beschränkungen, die hier aufgebaut wurden, haben letztlich Ver­
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sammlungsteilnehmer eingeschüchtert und an der Ausübung ihres Grundrechtes ge­

hindert. So wurden jetzt im neuen Gesetz viele Punkte entschärft. Es hat jetzt, wie wir 

gehört haben, eine liberalere Handschrift. Darüber freuen wir uns, weil Liberalität etwas 

Freiheitliches ist; denn wir sind frei. Bayern pflegt eine liberale Lebensweise. Bayern 

hatte in seiner liberalen Blütezeit sehr enge Kontakte und Beziehungen zu Frankreich. 

Und Frankreich als Geburtsstätte der europäischen Republik übte ein sehr ungebän­

digtes Verhältnis zur Demokratie aus. Dort wird also noch sehr kräftig auf die Straße 

gegangen. Da, kann man sagen, wäre man in Bayern manchmal froh, wenn man auch 

hier damit noch etwas ungebändigter umgehen könnte.

Trotz der Abschwächung vieler Punkte ist aber noch immer schwer einschätzbar, wel­

chen Belastungen und Risiken sich jemand aussetzt, wenn er dieses Grundrecht auf 

Versammlungsfreiheit wahrnehmen will. Hier gibt es auch von unserer Seite immer noch 

Bedenken.

Zur Vorlage der GRÜNEN muss man sagen, die Versammlungsfreiheit wird schon sehr 

hoch gehängt; ihr wird Rechnung getragen. Man sieht das Bemühen des Gesetzent­

wurfs, dass das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit so wenig wie möglich einge­

schränkt werden soll. Allerdings gibt es auch hier einige Punkte, die unseren Geschmack 

nicht ganz treffen. Zum Beispiel sehe ich die Einschränkung der Bannmeile eher kritisch, 

weil das Parlament kein Kreistag, sondern ein Legislativ­Organ ist und Kreistag und Ge­

meinderat Exekutiv­Organe sind. Wenn die Bannmeile aufgehoben wird, weiß man nicht, 

wie nahe hier Einflussnahmen auf Entscheidungen im Parlament erfolgen können.

Schön ist am Entwurf der GRÜNEN: Er ist kurz und verständlich. Es ist in der heutigen 

Gesetzesflut wohltuend, dass man auch wieder kurze Sätze machen kann. Aber trotz­

dem sind hier Ergänzungen notwendig, damit ein reibungsloser Ablauf von Versamm­

lungen möglich ist und damit hier Behörden unterstützend für die Versammlung tätig 

werden können; denn auch die Behörden müssen im Grunde dieses Grundrecht auf 

Versammlungsfreiheit vor Missbrauch schützen. Das muss in einem Gesetz auch zum 

Ausdruck kommen.
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Wir haben zwei Ansätze vorliegen, doch was der eine zu weit springt, springt der andere 

nach unserer Meinung zu kurz. Beim einen schimmert ein leichtes Misstrauen gegen die 

Staatsgewalt durch. Beim anderen schimmert dagegen ein leichtes Misstrauen gegen 

diejenigen durch, die sich versammeln wollen. Die Wahrheit würde irgendwo in der Mitte 

liegen, und dafür müssen wir dann im Ausschuss kämpfen.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer:  Herr Kollege, vielen Dank. Ich 

erteile noch mal Frau Kollegin Stahl das Wort.

Christine Stahl (GRÜNE):  Liebes Präsidium, vielen Dank. Wir fordern bei diesem Ge­

setzentwurf von uns sehr viel und muten auch sehr viel zu, weil es sich um einen 

kompletten Paradigmenwechsel handelt. Herr Kollege Weiß, Sie müssen sich einmal 

von den bisherigen Vorschriften, die es auf Bundesebene gab, lösen und tatsächlich 

versuchen, ein eigenständiges Landesgesetz auf den Weg zu bringen.

Alles das, was Sie mit dem jetzigen Gesetz glauben verhindern zu können oder zu wollen 

­ auch mit den Änderungen ­, wird Ihnen nicht gelingen. Beispiel: Es wurden zu Recht 

die schlimmen Straftaten und Ausschreitungen in Berlin genannt, die mit Versammlun­

gen nichts mehr zu tun haben. Das sind Revolten und Straftaten, wobei diejenigen, die 

sie begehen, zur Rechenschaft gezogen werden müssen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich darf Sie darauf hinweisen, dass solche Ausschreitungen jedoch in der Regel nach 

Abschluss von Versammlungen passieren.

(Widerspruch bei der CSU)

­ Ja, das ist so. Entschuldigen Sie, aber die brennenden Autos waren nicht Teil einer 

Versammlung, sondern sie sind nach der Versammlung angezündet worden. Sagen Sie 

mir bitte, wie Sie das mit Ihrem Gesetzentwurf zukünftig verhindern wollen. Keine einzige 
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Demo, kein einziger Aufmarsch der Nazis in Gräfenberg ist mit Ihrem Gesetz verhindert 

worden. Was wir erleben, ist, dass sich dann die Nazis in Gräfenberg auf Privatgrund­

stücken oder in Weißenohe treffen und dort die Reichskriegsflagge, die nicht verboten 

ist, hissen. Sagen Sie mir, was uns dabei Ihr Versammlungsgesetz helfen soll. Statt­

dessen stellen wir fest, dass Menschen, die sich auf Gegendemonstrationen befinden, 

kriminalisiert werden. Der letzte Fall: ein aus meiner Sicht falscher Strafbefehl 30 mal 30 

Tage wegen Verstoßes gegen das Versammlungsgesetz mit zwei Jahren Bewährung!

(Ulrike Gote (GRÜNE): Skandalös!)

Zwei Jahre Bewährung! Da frage ich mich: Ist das verhältnismäßig? Ich sage: Nein!

(Beifall bei den GRÜNEN ­ Ulrike Gote (GRÜNE): So kriminalisiert man aufrechte 

Bürger!)

Sie müssen mir auch noch folgendes erklären ­ meine Redezeit ist gleich zu Ende ­: 

Wenn Sie nach den Sondernutzungsvorschriften große Veranstaltungen anmelden müs­

sen, weil beispielsweise der Verkehr neu geregelt werden muss oder Sie die Polizei 

brauchen, wieso kann das nicht ohne ein Versammlungsgesetz gehen? Das alles sind 

Fragen, die wir im Detail besprechen müssen. Ich warne hier allerdings gleich vor einer 

Mythenbildung, wie sie in Teilen versucht wird.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer:  Frau Kollegin, vielen Dank. 

Nächste Wortmeldung: Herr Kollege und Staatsminister Herrmann!

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministerium):  Herr Präsident, liebe Kolle­

ginnen und Kollegen! Wir haben in den letzten Wochen in intensiven Verhandlungen mit 

den Kolleginnen und Kollegen der CSU­ und der FDP­Fraktion ein insgesamt vernünf­

tiges Ergebnis erzielt. Das Bayerische Versammlungsrecht wird vereinfacht, und das, 

was Ihnen jetzt zur Beratung für die nächsten Wochen vorliegt, ist ein Gesetzentwurf, 

der dazu beiträgt, dass friedliche Versammlungen ­ friedliche Versammlungen! ­ in Bay­
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ern erleichtert werden und gewalttätige Randale auch weiterhin entschieden bekämpft 

wird. Das eine ist so wichtig wie das andere.

(Beifall bei der CSU)

Chaos und Straßenkämpfe wie am 1. Mai in Berlin dulden wir in Bayern nicht.

(Beifall bei der CSU ­ Zurufe von den GRÜNEN)

Das war bisher Grundlinie und wird auch in Zukunft Grundlinie bleiben.

(Beifall bei der CSU)

Randale mit angemeldeter, angekündigter Gewalt gegen Polizeibeamte, Frau Stahl,

(Zuruf von der CSU: Toll!)

bekämpfen wir in Bayern nicht durch Deeskalierung, sondern durch Verbot. Dafür gibt 

auch das veränderte Versammlungsrecht in Zukunft eine verlässliche Grundlage.

(Beifall bei der CSU ­ Zuruf der Abgeordneten Christine Stahl (GRÜNE))

­ Frau Kollegin Stahl, das ist in Berlin von den Randalierern angekündigt worden. Ich 

habe es Ihnen bereits in der letzten Woche hier an dieser Stelle gesagt. Vom Sprecher 

der "Antifaschistischen Revolutionären Aktion Berlin" ist zwei Tage vor dem 1. Mai ge

sagt worden: Es sollten sich bei dieser Versammlung keine Bullen sehen lassen, sonst 

könnten die etwas erleben. Das ist für mich eine hinreichende Grundlage, eine solche 

Versammlung zu verbieten, und das können Sie nicht in den Zeitraum nach der Ver­

sammlung verschieben, Frau Kollegin.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer:  Herr Minister, gestatten Sie eine 

Zwischenfrage der Frau Kollegin Stahl?

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministerium):  Gern!
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Christine Stahl (GRÜNE):  Herr Staatsminister, aufgrund Ihrer Ausführungen frage ich 

Sie, wie Sie das beurteilen, wenn die Ultras in Nürnberg und Fürth vermummt durch die 

Städte marschieren ­ beim letzten Mal waren es rund 2.000 Personen ­, und die Polizei 

sagt, aus Deeskalationsgründen möchten wir hier nicht eingreifen. Was sagen Sie dazu, 

wo doch gleichzeitig Bengalische Feuer, die verboten waren, abgebrannt und Knallkör­

per geworfen wurden?

(Zurufe von der CSU: Oh!)

­ Nicht oh, oh! Das ist zweierlei Maß.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer:  Gut, Frau Kollegin, jetzt ist die 

Zwischenfrage überschritten.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministerium):  Nein, es handelt sich hier nicht 

um zweierlei Maß, sondern es handelt sich in der Tat um ein sehr konsequentes Vor­

gehen.

(Lachen und Zurufe von den GRÜNEN)

Ich war am Sonntag in Fürth. Wir hatten schon seit langer Zeit keinen Polizeieinsatz im 

Zusammenhang mit einem Fußballspiel mehr. Es wurde alles sehr intensiv über Wochen 

hinweg mit den Oberbürgermeistern der beiden Städte vorbereitet. Es ist ein kluges 

Konzept ausgearbeitet worden, mit dem der Gewalttätigkeit von Anfang an entschieden 

entgegengetreten wurde. Es gab klare Anordnungen der Stadtverwaltungen, und es 

wurden beispielsweise auch bestimmte Bereiche von Fürth für bestimmte Leute ge­

sperrt. Mit diesen konkreten Anordnungen, einem klugen Polizeieinsatz und dem enga­

gierten Einsatz der Stadtverwaltungen von Fürth und Nürnberg ist es gelungen, jede 

Gewalttätigkeit zu vermeiden.

Auf das Ergebnis kommt es an, Frau Stahl! Und das Ergebnis war: Es hat keine Ge­

walttätigkeit am vergangenen Sonntag in Fürth gegeben.
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(Beifall bei der CSU ­ Zurufe von den GRÜNEN)

Im Übrigen bekräftige ich auch an dieser Stelle noch einmal meine Forderung ­ das will 

ich klar betonen ­, den Strafrahmen für den Widerstand gegen Polizeibeamte von zwei 

auf drei Jahre zu erhöhen; denn es ist nicht zu akzeptieren, dass sich Polizeibeamte 

solche Gewalttaten gefallen lassen müssen.

(Beifall bei der CSU)

Wir müssen auch unsere Polizeibeamten besser schützen.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, ich bin dankbar, dass es nach wie vor in diesem Hohen Hause 

eine große Übereinstimmung hinsichtlich der Notwendigkeit gibt, rechtsextremistische 

Umtriebe so gut und stark wie irgend möglich einzuschränken, den Spielraum von 

Rechtsextremisten möglichst einzugrenzen und unerträgliche Veranstaltungen mög­

lichst zu verbieten. Ich habe immer gewürdigt ­ auch das betone ich ausdrücklich ­, dass 

die spezielle Regelung des Artikels 15 Absatz 2 Versammlungsgesetz von der Verfas

sungsbeschwerde nicht berührt wurde und wir diese Bestimmung beibehalten können. 

Ich weiß nicht, wie ich Ihren Beitrag dazu zu verstehen habe, Frau Kollegin Stahl, aber 

ich habe es bisher so verstanden, dass diese Bestimmung bei der Mehrheit des Hohen 

Hauses unstrittig ist, so dass wir in dieser Richtung weiterarbeiten können.

Ich weiß natürlich auch, dass ich mit dieser Regelung allein nicht jede rechtsradikale 

Demo in Bayern verbieten kann. Aber es ist uns immerhin schon gelungen, den einen 

oder anderen Umtrieb mit Hilfe und Berufung auf diesen Paragraphen in den letzten 

Monaten zu unterbinden.

Ich will an dieser Stelle unterstreichen: Probleme mit unserem neuen Versammlungs­

gesetz haben, was gerichtliche Auseinandersetzungen angeht, in den letzten Monaten 

ausschließlich Rechtsextremisten gehabt.
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(Zuruf der Abgeordneten Christine Stahl (GRÜNE))

Ich respektiere Ihre grundsätzliche Diskussion über die Problematik, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, aber ich wiederhole, es hat kein einziges Gerichtsverfahren gegeben, bei 

dem eventuell der Bund Naturschutz, eine Gewerkschaft oder sonst eine demokratische 

Organisation mit dem neuen Versammlungsgesetz Probleme gehabt hätten. Das sind 

alles nur theoretische Diskussionen.

(Beifall bei der CSU)

Und eins möchte ich Ihnen an dieser Stelle auch noch sagen, Frau Kollegin Stahl. Wir 

sollten die Zahlen nicht vom Tisch wischen. Ich respektiere selbstverständlich die Ent­

scheidung des Bundesverfassungsgerichts, aber Sie sollten auch nicht ganz vergessen, 

dass die Antragsteller nach der Kostenentscheidung des Bundesverfassungsgerichts zu 

einem Drittel siegreich waren und zu zwei Dritteln sozusagen die Staatsregierung Recht 

bekommen hat. Das heißt, Ihr Frontalangriff auf das bisherige Gesetz, der in der Tat 

nahezu alles in dem Gesetz in Frage gestellt hat, ist vom Bundesverfassungsgericht 

abgewiesen worden.

(Beifall bei der CSU)

Sie haben in Teilen Recht bekommen; das respektiere ich. Aber wenn Sie so tun, als ob 

Sie hier insgesamt den großen Sieg errungen hätten, haben Sie wirklich nicht recht.

Wenn man sich den Gesetzentwurf anschaut, den die GRÜNEN heute vorlegen, kann 

man erkennen: Es ist die Bankrotterklärung jedes vernünftigen Versammlungsrechts. 

Mit Ihrem Gesetzentwurf, meine Damen und Herren von den GRÜNEN, hätte man 

Chaos auf bayerischen Straßen. Das werden wir auf keinen Fall zulassen.

(Beifall bei der CSU)
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Auch mit unserem geänderten Versammlungsrecht bleibt es dabei: Bayern ist das si­

cherste aller Bundesländer. Das Grundrecht, sich friedlich zu versammeln, wird durch 

unsere Verfassung geschützt.

Ich betone an dieser Stelle noch einmal, unser Verfassungsrecht schützt auch das 

Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit. Und dieses Grundrecht gilt auch für deutsche 

Polizeibeamte. Das sollte man angesichts der Vorkommnisse in Berlin nicht in Verges­

senheit geraten lassen.

(Beifall bei der CSU)

Deshalb darf ich ganz lapidar sagen, meine Damen und Herren: Es gilt das alte Motto 

von Franz Josef Strauß: Liberal san ma scho, aber blöd san ma net. In diesem Sinne 

würde ich auch gerne diesen Gesetzentwurf beraten haben.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer:  Herr Minister, einen Moment 

noch. Ich erteile jetzt noch schnell Frau Kollegin Stahl das Wort zu einer Zwischenfrage.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministerium):  Aber gerne!

Christine Stahl (GRÜNE):  Herr Staatsminister, Sie wissen, ich bin zäh und hartnäckig.

(Zurufe von der CSU)

Ich teile Ihre Auffassung, dass man bei Versammlungen und Demonstrationen das Ziel 

im Auge haben sollte, eine Eskalation zu vermeiden, sodass tatsächlich die Deeskalation 

auch eine Rolle spielen muss. Aber da müssen Sie entscheiden. Reden Sie jetzt ei­

gentlich vom Dulden oder von Deeskalation? Wir wollen nicht dulden, wenn gleichzeitig 

massiv Auflagen verletzt werden. Oder sagen Sie: Ich dulde etwas, weil ich unter Um­

ständen das Ziel, keine Gewaltausbrüche zu haben, am Ende höher einschätze. Ich bin 

der letzteren Meinung. Das kam aber bei Ihren Ausführungen nicht so klar zum Vor­

schein. Sie hauen einerseits auf den Putz und andererseits reden Sie von Deeskalation.
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Und jetzt möchte ich zum einstweiligen Beschluss des Verfassungsgerichts auch noch 

schnell etwas sagen. Das Gericht hat viele Regelungen noch nicht aufgehoben, weil wir 

sonst rechtsfreie Räume bekämen, was problematisch wäre. Das Gericht ­ das können 

wir der Entscheidung entnehmen ­ sagt: Bis zu einer endgültigen Entscheidung behalten 

wir die Regelungen bei. Dabei kann man zwischen den Zeilen lesen, dass das Verfas­

sungsgericht diese Regelungen zumindest kritisch bewertet. Ein kleiner Teil Ihres Ge­

setzes wurde vom Gericht sogar akzeptiert. Hier haben wir tatsächlich nicht Recht 

bekommen. Das Verhältnis, das Sie hier dargestellt haben, ist jedoch ein anderes. Des­

halb halte ich es für wichtig und plädiere dafür, eine endgültige Entscheidung über alle 

der von uns angegriffenen Punkte abzuwarten.

Eine letzte Bemerkung: Nicht nur die Organisationen, Gewerkschaften und Verbände 

haben Probleme, sondern auch Einzelpersonen. Diese Fälle gebe ich gerne an Ihr Mi­

nisterium weiter, wenn Sie dafür sorgen, dass diese Personen endlich nicht mehr mit 

weiteren Verfahren überzogen werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministerium):  Frau Kollegin Stahl, dazu zwei 

Anmerkungen: Die Kostenentscheidung des Gerichts ist, wie sie ist. Sie können das 

drehen und wenden, wie Sie wollen. Ich habe Respekt vor diesem Gericht und sage, 

dass es sich bei dieser Kostenentscheidung sicherlich etwas gedacht hat. Eine zweite 

Bemerkung: Ich halte es für aberwitzig, wenn Sie versuchen, diesen klugen Einsatz vom 

vergangenen Sonntag in Fürth ins Gegenteil zu verkehren.

(Beifall bei der CSU)

Was zählt, ist das Ergebnis. Entscheidend ist, dass die Veranstaltung in Fürth ohne 

Gewalt abgelaufen ist. Durch einen engagierten Einsatz wurde jedem, der Gewalt im 

Sinn hatte, klargemacht, dass dort keine Gewalt geduldet wird, weder von Fußballfans 

noch von anderen Gruppen. Diese Taktik war im Ergebnis erfolgreich. Wenn in Berlin 
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jemand sagt, er sei völlig überrascht gewesen, dass dort gewalttätige Chaoten unter­

wegs gewesen seien, kann ich das nur als eine grandiose Fehleinschätzung bezeichnen.

(Beifall bei der CSU)

In Berlin wurde bereits zwei Tage vorher in Pressekonferenzen angekündigt, dass man 

dort beabsichtige, Gewalt auszuüben. Drei Tage später stellte sich der dortige Polizei­

präsident hin und sagte, er sei davon völlig überrascht gewesen. Wir in Bayern werden 

so etwas nicht dulden. Ich freue mich, dass bei der Mehrheit des Hohen Hauses Ein­

vernehmen darüber besteht, dass dies nicht das Verständnis von friedlichen Versamm­

lungen auf unseren Straßen sein kann. Danach werden wir unser Versammlungsrecht 

gestalten und es in der Praxis umsetzen.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer:  Weitere Wortmeldungen liegen 

mir nicht mehr vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Ich schlage vor, beide Ge­

setzentwürfe dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbrau­

cherschutz als federführendem Ausschuss zu überweisen. Damit besteht Einverständ­

nis? ­ Dann ist es so beschlossen.
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